
 

Merkblatt zum Nachteilsausgleich im Prüfungswesen der dualen Berufsausbildung 
 
 
Der Nachteilsausgleich ist ein wichtiges Instrument, um Menschen mit Behinderungen oder Beein-
trächtigungen die gleichen Chancen für das erfolgreiche Absolvieren einer beruflichen Ausbildung zu 
ermöglichen. 
 
Rechtsgrundlage 
Der Rechtsanspruch auf einen Nachteilsausgleich ist im Berufsbildungsgesetz (§ 65 BBiG) und in der 
Handwerksordnung (§ 42q HwO) sowie für die Berufsschulprüfungen in den Schulgesetzen der Län-
der verankert. Im Rahmen der dualen Ausbildung sind Kammern und prüfende Innungen dafür ver-
antwortlich, die besonderen Verhältnisse behinderter Menschen zu berücksichtigen. Das Recht auf 
einen angemessenen Nachteilsausgleich basiert auf dem Gleichheitsgrundsatz im Grundgesetz und 
wird in der UN-Behindertenrechtskonvention „Übereinkommen über die Rechte von Menschen mit 
Behinderungen“ konkretisiert.  
 
Warum gibt es den Nachteilsausgleich? 
Nachteilsausgleiche in Prüfungen sollen Auszubildenden mit Behinderungen beispielsweise durch Än-
derungen der Prüfungsmodalitäten eine chancengleiche Teilhabe ermöglichen. Sie werden stets indi-
viduell und situationsbezogen auf Antrag vergeben. Nachteilsausgleiche sind keine fachliche Erleich-
terung, denn die Leistungsstandards in den berufsspezifischen Prüfungsanforderungen werden nicht 
herabgesetzt. Für Auszubildende mit einer Behinderung muss aber gewährleistet werden, dass sie 
aufgrund Ihrer Beeinträchtigung keine Nachteile bei der Prüfungsdurchführung haben.  
 
Wer stellt den Antrag? 
Den Antrag auf einen Nachteilsausgleich muss der oder die Auszubildende bei der zuständigen Stelle 
(Handwerkskammer oder Innung) selbst stellen. Gründe für einen Nachteilsausgleich können körper-
liche, geistige oder psychische Beeinträchtigungen sein.  
Damit die Vorbereitungen rechtzeitig erfolgen können, wird bereits mit dem Versand der Prüfungs-
anmeldung abgefragt, ob ein Antrag auf Nachteilsausgleich gestellt wird. 
 
Was muss dem Antrag beigefügt werden? 
Dem Antrag ist ein medizinisches Gutachten beizulegen, aus dem hervorgeht, wie der Nachteil wäh-
rend der Prüfung zu kompensieren ist. Nachteilsausgleiche sind grundsätzlich einzelfallbezogen zu 
entscheiden und dementsprechend mit individuellen Kompensationsmaßnahmen zu begegnen.  
 
Als Nachweise eignen sich z. B.: 
▪ fachärztliche Atteste und Stellungnahmen von (Fach-) Ärzten oder approbierten Psychologen 

oder Psychotherapeuten 
▪ Behandlungsberichte von Krankenhaus- und Reha-Aufenthalten 
▪ Stellungnahmen von Reha-Trägern oder Bewilligungsbescheide von Trägern der Eingliede-

rungshilfe oder Befunde anderer Fachstellen  
▪ ggf. Schwerbehindertenausweis bzw. Feststellungsbescheid des Versorgungsamtes 
 
Um Nachteilsausgleiche beantragen zu können, muss die Beeinträchtigung zwar nachgewiesen, nicht 
aber zwingend amtlich als (Schwer-) Behinderung festgestellt sein. 



 

Was sind Kompensationsmaßnahmen? 
▪ die Verlängerung von Bearbeitungszeiten während der Prüfung (bitte mit prozentualen Anga-

ben für die Zeitzugaben) 
▪ die Zulassung von technischen Hilfsmitteln 
▪ die Inanspruchnahme von Hilfeleistungen Dritter, z. B. Gebärdendolmetscher für hörbehinder-

ter Menschen 
▪ Anpassung der Räumlichkeiten 
 
Die Aufzählung ist nicht abschließend und nur als Orientierung für die individuell festzulegende Maß-
nahme gedacht.  
 
Wichtig 
Die Nachweise müssen aktuell sein, d. h. sie dürfen nicht älter als sechs Monate sein.  
 
Wie wird der Antrag gestellt? 
Auf dem Anmeldeformular zur Prüfung wird ein Kreuz bei „Ja“ unter der Rubrik „Es liegt eine Behin-
derung vor“, die bei der Prüfungsabnahme zu berücksichtigen ist“ gesetzt. Sollte auf dem Anmelde-
formular diese Ankreuzmöglichkeit fehlen, setzen Sie sich bitte mit der zuständigen Stelle in Verbin-
dung. 
 
Spätestens mit der Rücksendung der Prüfungsanmeldung, sollten folgende Unterlagen  
eingereicht werden 
▪ der ausgefüllte Antrag des Prüflings auf die Gewährung besonderer Hilfen zum Nachteilsaus-

gleich 
▪ aktuelle (fach-)ärztliche Atteste mit der konkreten Angabe der Kompensationsmaßnahme  
 
Was ist mit der Berufsschulprüfung? 
Der berufsschulische Teil der dualen Ausbildung unterliegt der Kultusbehörde der Länder. Soll auch in 
der schriftlichen Prüfung ein Nachteilsausgleich zur Anwendung kommen, so klären Sie das bitte di-
rekt mit der Berufsschule ab. Bitte wenden Sie sich an die zuständigen Fachlehrer oder Abteilungslei-
ter der Berufsschule.  
 
Für Rückfragen stehen wir Ihnen gerne zur Verfügung. 
 
Beauftragte für das Prüfungswesen Leonie Knobel 
Telefon 07131 791-159 
Leonie.Knobel@hwk-heilbronn.de 
 
Ausbildungsberater Wilfried Jürgens    Ausbildungsberaterin Laura Schumm  
(Elektro- und Metallberufe)     (Bauberufe, SHK) 
Telefon 07131 791-169     Telefon 07131 791-153 
Wilfried.Juergens@hwk-heilbronn.de    Laura. Schumm@hwk-heilbronn.de 
 
Ausbildungsberaterin Annabel Gil 
(Nahrung, Textil, Medien, Holz, Gesundheit, Körperpflege, Glas, Sonstige), 
Telefon 07131 791-165 
Annabel.Gil@hwk-heilbronn.de 
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